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Analysieren Sie anhand der folgenden Texte die Bedeutung des Begrijfs "soziale Marktwirtschaft" jür
die sozio-okonomische Debatte in der Bundesrepublik Deutschland!

Document nol
"SOZIALEMARKTWIRTSCHAFT"HEUTE

A) DIE CDU-KoMMISSION UNTERLEITUNGVONPARTEICHEFINANGELAMERKEL
HATDEMBUNDESVORSTANDSEINENBERICHTFÜRElNE"NEVE SOZIALEMARKTWIRTSCHAFT"

ÜBERMITTELT(2001) (Auszüge aus dem 79-seitigen Papier)

1.Grundsatze

lm ersten Teil des Berichts entwickelt die Kommission ihre ordnungspolitischenGrundsatze. Dabei betont
sie, dass die soziale Marktwirtschaft nach wie vor das wirtschafts- und sozialpolitische Grundmodell der
CDU ist, aber an die Erfordernisseder Zukunft ausgerichtetwerden müsse.

"Weil die Umbruche unserer Zeit so tief greifend und so zahlreich sind, weil wir einen Abschnitt in
unserem Lehen haben, dem wir den Namen Wissensgesellschaft gegeben haben und weil Politik auch in
diesel Zeit Zukunftsgestaltung sein muss, ist es wieder Zeit fiir-eine entscheidende Weichenstellung: Die
wirtschaftliche Ordnung der Freiheit ...- die Soziale Marktwirtschaft ... muss auf eine neue Sture gehoben
werden: ZuTneuen SozialenMarktwirtschaft."

lm Anschluss spricht sich die Kommissionfiir drei Prioritaten des politischen Handelns aus. Ein zentraler
Punkt ist die Idee eines Vertrages zwischen Bürger und Staat. Kerninhalt: "Der Bürger kann sich auf die
Politik verlassenund leistet seinen Beitragfiir das Wohlergehendes Gemeinwesens."

Dabei lasst sich die Kommission von dem Gedanken leiten, dass dem Bürger auf alleu Ebenen mehr
Freiraum gewahrt wird, er aber auch, wie zum Beispiel bei der Gesundheitsvorsorge, mehr
Eigenverantw°rtu.ng__übemehmen _muss. -
Ziel der sozialen Marktwirtschaft sei die "Wir-Gesellschaft". "Die Grundlage der Wir-Gesellschaft ist ...
die faire Partnerschaft von Staat und Bürgern und die Einsicht, dass die Chancen des Einzelnen und die
Chancen aller im Zusammenhang stehen."

Quelle: dpa abgedruckt in Süddeutsche Zeitung 25.08.2001.

B)VORSTELLUNG DESKOALITIONSVERTRAGSZWISCHENSPD UNDBÜNDNIS90/DIE GRÜNEN(1998)

Zur Vorstellung des Koalitionsvertrages erkHirteder designierte Bundeskanzler, Gerhard Schrôder

Bonn, den 20.0ktober 1998
(...)
Die lange Erfolgsgeschichte der BundesrepublikDeutschland basierte untel anderem auf dem Prinzip der
sozialen Marktwirtschaft.Die darin angelegtesoziale Demokratie sichert die groBenLebensrisiken ab, sie
fordert die Solidaritat aller ein, sie will Chancengerechtigkeit mit dem Ziel, Eigenverantwortung und
Selbstândigkeitdes einzelnen zu ermoglichen.Aber soziale Sicherheit ist nicht ein fiir allemal gesichert.
Sie mua immer wieder auf den Prüfstand, damit sie weiterentwickeltund modernisiert werden kann. Die
dafiir notwendigenReformanstrengungensind Grundlageder hier vorgelegten Vereinbarung.
(...)

Quelle: www.spd.de
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C) "DIE ZUKUNFT GESTALTEN" . Grundsatzprogramm des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
beschlossen auf dem 5. auBerordentlichen Kongress am 13-16.November 1996 in Dresden (Auszüge)

KAP. II : GESTALTUNGDEROKONOMIE,5. Markt und Staat, Mitbestimmung und Gestaltung

Die dogmatischen Steuerungskonzepteder Vergangenheithaben sich aIs perspektivlos erwiesen: Auf der
einen Seite bat sich der autoritare Staat aIs unvereinbar gezeigt mit Grundrechten der politischen Freiheit
und Geboten okonomischer EffektivWit. Auf der anderen Seite sind kapitalistisch verfaBte Markt-
wirtschaften aus sich heraus unfahig, Vollbeschâftigung, Verteilungsgerechtigkeit, soziale Sicherheit,
humane Arbeit und eine okologisch verantwortbare Zukunftsvorsorgezu sichem. Betriebswirtschaftliche
Rationalitat und gesamtwirtschaftlicheVemunft, Markt und Staat und gesellschaftliche Regulation dürfen
deshalbin Zukunftsentwürfenkeine unüberwindbarenGegensâtzesein.

Die sozial regulierte Marktwirtschaftbedeutet gegenüber einem ungebandigten Kapitalismus einen groBen
historischen Fortschritt. Die soziale Marktwirtschaftbat einen hohen materiellen Wohlstand bewirkt. Die
soziale Regulierung - vor allem durch die Gewerkschaften - bat gewahrleistet, daB breite
BevOlkerungsschichtenan diesem Wohlstand teilhaben konnten.Aber auch die soziale Marktwirtschaft bat
weder Massenarbeitslosigkeit noch Ressourcenverschwendung verhindert; auch sie bat soziale
Gerechtigkeit nicht hergestellt.

Die gegenwârtige demokratische und sozialstaatliche Ordnung ist Ergebnis jahrzehntelanger
gesellschaftlicher und politischer Auseinandersetzungen. Sie ist jedoch keineswegs stabil und fUr aIle
Zeiten gesichert. Das Ende der Systemkonkurrenzwird von Vertretem des Kapitals wie einer neoliberalen
Politik systematisch genutzt, vie1e der sozialen, mitbestimmungs- und tarifpolitischen Errungenschaften
zurückzuschrauben,die die gesellschaftlicheQualitâteiner reguliertenMarktwirtschaftausmachen. Ob und
inwieweit es gelingt, sie zu erhalten und in der Zukunft einer weltweit sich radikal verandemden
Wirtschaftsordnung neue demokratische, soziaIe und okologische Standards abzuringen, hangt
entscheidend von den gesellschaftlichenKrâfteverhâltnissenab.

Diese hangen ab von der Fahigkeitder arbeitendenMenschen,Gegenmachtzu schaffen,und von der Starke
und Durchsetzungsfahigkeitvon Gewerkschaften,sozialen Bewegungenund politischen Organisationen.

Wir setzen sowohl auf marktwirtschaftlicheSteuerung wie auf Intervention durch den aktiv handelnden
Sozialstaat.Wir setzen auf gesellschaftlichenDialogund Mitbestimmung.(H.)



Document n02
BUNDESWlRTSCHAFTSMINISTERKARL SCHILLER 1968

Rede von Karl Schiller zur " Konzertierten Aktion ", gehalten var dem Gewerkschaftstag der IG Druck
und Papier in Koblenz 1968 (Auszug):

fur amrierender Vorsitzender sprach SChOllvon der Konzertierten Aktion. Ich sehe sie aIs eine wichtige
Arena fiir die Verânderung unserer gesellschaftlichen Landschaft an. (uu) Sie ist ein Forum der
Auseinandersetzung, keine Teestunde am Kamin, wo philosophisch geplaudert wird, wo Seelenmassage
betrieben wird, sondem in der Konzertierten Akrion werden soziale Konflikte aIs rational erkannt und
eingegrenzt. Die Gewerkschaften haben sich entschieden, an den Gesprachen der Konzertierten Aktion
weiter teilzunehmen. Sie haben sich damit entschieden, anhand von Zahlen, anhand von
Auseinandersetzungen über volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, d.h. anhand von
Auseinandersetzungenüber Rahmenplanungam wirtschaftlichenGeschehenunseres Landes mitzuarbeiten.
Eine solche Konzertierte Aktion ist also eine Veranstaltung, in der die autonomen Gruppen unserer
Gesellschaft und damit rom erstenmal auch die Gewerkschaften Gelegenheit haben, permanent, laufend,
regelmaBig die Vorformung der Wirtschafts- und Finanzpolitik unseres Staates zu beeinflussen. Die
Konzertierte Akrion gibt darüber hinaus den Gewerkschaftendie Chance, Informationen zu vermitteln und
Informationen zu empfangen.

abgedruckt in Michael HERETH, 20 Jahre Bundesrepublik Deutschland in Dokumenten,
München 1969
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Document n03
ORDNUNGlN DER SOZIALENMARKTWIRTSCHAFT

(Ludwig ERHARD, Wohlstand jür Alle, Düsseldorf 1957)

MaBstab und Richter über Gut und Bose der Wirtschaflspolitik sind nicht Dogmen oder
Gruppenstandpunkte, sondem ist ausschlieBlich der Mensch, der Verbraucher, das Volk. Eine
Wirtschaftspolitikist Durdann und Durso lange fUrgut zu erachten, aIs sie den Menschen schlechthin zum
Nutzen und Segen gereicht.

Wer diesen Gedanken zu Ende fiihrt, mua mit mir zu der.Feststellung gelangen, daB es in jeder
Volkswirtschaft wahl Gruppeninteressen gibt, daB diese aber nicht aIs Elemente der Wirtschaftspolitik
anzuerkennen sind, und daB sich aus dem Widerstreit der Interessen auch keine fruchtbare Synthese
ableiten HiBt.Eine Atomisierungder Volkswirtschaftin Gruppeninteressenist deshalb nicht zu dulden. Wir
dürfen nicht den Weg der Auflosung beschreiten, uns nicht von jener allumfassenden wirklichen Ordnung
der Wirtschaftsgesellschaft entfemen, die allein die Harmonie des sozialen Lebens eines Volkes zu
verbürgen geeignet ist. Dieser Gefahrzu begegnen,mua daher unser aller emstestes Anliegen sein [ ]

Bei frühererGelegenheithabe ich in diesem Zusammenhangeinmal auf die Rolle des Staates ais des
obersten Schiedsrichtersverwiesen. Ich mochte hierbei das vielleicht etwas banal erscheinende Bild eines
FuBballspiels gebrauchen dürfen Da bill ich der Meinung, daB ebenso wie der Schiedsrichter nicht
mitspielen darf, auch der Staat nicht mitzuspielenbat.

[00.]

Eine freiheitliche Wirtschaflsordnung kann auf die Dauer Durdann bestehen, wenn und solange auch
im sozialen Leben der Nation ein Hochstmafl an Freiheit, an privater Initiative und Selbstvorsorge
gewahrleistet ist.

Wenn dagegen die Bemühungen der Sozialpolitik darauf abzielen, dem Menschen SChOllvon der
Stunde seiner Geburt an voIle Sicherheit gegen aIle Widrigkeiten des Lebens zu gewahrleisten, d. h. ibn in
einer absoluten Weise gegen die Wechselfalle des Lebens abschinnen zu wollen" dann kann man von
so1chen Menschen einfach nicht mehr verlangen, daB sie das MaB an Kraft, Leistung, Initiative und
anderen besten menschlichen Werten entfalten, das fUr das Leben und die Zukunft der Nation schicksaÎÏiaft
ist und darüber hinaus die Voraussetzung eiDer auf die Initiative der Personlichkeit begründeten «Sozialen

. Marktwirtschaft» bietet. Auch mua auf die unlosbare Verbindung zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik
aufmerksam gemacht werden: Tatsachlich sind um so weniger sozialpolitische Eingriffe und HilfsmaB-
nahmen notwendig, je erfolgreicher die Wirtschaftspolitik gestaltet werden kann.

[...]

LUDWIGERHARD, Wohlstandfür Alle, DüsseldOlf 1957, S. 136-138 und S. 257-260
abgedruckt in Christoph KLESSMANN/Georg WAGNER,

Das gespaltene Land. Leben in Deutschland 1945 bis 1990. Texte und Dokumente, München 1993



Document n04
DIE VERWIRKLICHUNG DER SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT

Aus EINERDENKSCHRIFTALFREDMÜLLER-ARMACKSYOMMAI 1948,

(...)
10. Ersetzung des zusammenbrechenden Systems totaler Lenkungswirtschaft durch eine Soziale
Marktwirtschaft.

Die Lage unserer Wirtschaft zwingt uns zu der Erkenntnis, daB wir uns in Zukunft zwischen zwei
grundsatzlich voneinander verschiedenen Wirtschaftssystemen zu entscheiden haben, namlich dem
System der antimarktwirtschaftlichen Wirtschaftslenkung und dem System der auf freie
Preisbildung, echten Leistungswettbewerb und soziale Gerechtigkeit gegründeten Marktwirtschaft.

Die angestrebte moderne Marktwirtschaft solI betont sozial ausgerichtet und gebunden sein. fur
sozialer Charakter liegt bereits in der Tatsache begrülldet, daB sie in der Lage ist, eine groBere und
mannigfaltigere Gütermenge zu Preisen anzubieten, die der Konsument durch seine N achfrage
entscheidend mitbestimmt und die durch niedrige Preise den Realwert des Lohnes erhoht und
dadurch eine groBere und breitere Befriedigung der menschlichen Bedürfhisse erlaubt.

Liegt also bereits in der Produktivitat der Marktwirtschaft ein starkes soziales Moment beschlossen,
so wird es gleichwohl notwendig sein, mit aller Entschiedenheit eine Reihe von MaBnahmen
durchzuführen, die eine soziale Sicherheit gewahrleisten und die durchaus im Rahmen eIDer
Marktwirtschaft zu verwirklichen sind.

Um den Umkreis der Sozialen Marktwirtschaft ungefahr zu umreiBen, sei folgendes Betiitigungsfeld
künftiger sozialer Gestaltung genannt:

a) Schaffung eIDer sozialen Betriebsordnung, die den Arbeitnehmer aIs Mensch und Mitarbeiter
wertet, ibm ein soziales Mitgestaltungsrecht einraumt, ohne dabei die betriebliche Initiative und
Verantwortung des Unternehmers einzuengen.

b) Verwirklichung eIDer aIs offentliche Aufgabe begriffenen Wettbewerbsordnung, um dem
Erwerbsstreben der einzelnen die fiir das Gesamtwohi erforderliche Richtung zu geben.

(ou)

d) Durchführung einer konjunkturpolitischen Beschaftigungspolitik mit dem Ziel, dem
Arbeitgeber im Rahmen des Môglichen Sicherheit gegenüber Krisenrückschlagen zu geben.
Hierbei ist auBer kredit- und fmanzpolitischen MaBnahmen auch ein mit sinnvollen
HaushaitssicherungenversehenesProgrammstaatlicherInvestitionenvorzusehen.

e) Marktwirtschaftlicher Einkommensausgleichzur Beseitigung ungesunder Einkommens- und
Besitzverschiedenheiten,und zwar durch Besteuerungund durch Familienzuschüsse,Kinder- und
Mietbeihilfenan sozial Bedürftige.

(...)

i) Ausbau der Sozialversicherung,

j) Stadteplanung.

k) Minimallôhne und Sicherung der Einzellôhne durch Tarifvereinbarungen auf freier Grundiage.

(u.)

abgedruckt in Christoph KLESSMANN, Die doppelte Staatsgründung.
Deutsche Geschichte 1945-1955, Gôttingen 1982


